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für tot gefamteöcpäli. elfietprung
fiadneifechrift da ZenlralverbancteJ der Angestellten»

emt reielmfiSig Jeden xweiten Mittwoch mit

VcrbandtxciUchrift „Der freie Angestellte"

Geschäftsstelle:

Berlin SO. 26, Oranienstraße 40/41

Bezugspreis durch die Post viertelJAlirllcli2 Mk. Einzel¬

nummer 75 Pf- • Anzeigen werden nicht aafgenommc».

Eine wichtige Wahl.

In der nächsten Zeit werden allerorten die Wahlen der

.Vertrauensmänner bei der Angestelltenver¬
sicherung stattiinden. In der zurückliegenden Zeit hatten in

der Mehrheit die dem „H a u p t a u s s c h u ß" angeschlossenen
Verbände (Deutschnationaler Handlungsgehilfenverband, Ver¬

band der weiblichen Handels- und Bureauangesteilten, Gewerk¬

schaftsbund der Angestellten u. a.) diese Ehrenämter inne. Diese
Vertreter tragen die Mitschuld an der ungeheuren Miß¬

wirtschaft, die in der Reichsversicherungsanstalt für An¬

gestellte (RfA.) herrscht. Der Hauptausschuß hat versucht,
die Wahlen der Vertrauensmänner, die schon im Winter

JL918/19I9 fällig waren, noch hinauszuschieben. Er Int das in

einer Emgabe vom 15. September 1921 an die zuständige Behörde

ausdrücklich verlangt.
De bevorstehenden Wahlen müssen für die ««Hauptaus-

Schuß"-Verbände zum Gerichtstag werden. Jeder fortschrittlich

«lenkende Angestellte, der eine Ausgestaltung der unzureichenden

Angestelltenversicherung zu einer wirksamen Fürsorge für die

Zeit der Invalidität, des Alters und für seine Hinterbliebenen an¬

strebt« muß bei der bevorstehenden Wahl seine Stimme den

Kandidaten geben die auf der Liste des

Allgemeinen freien Angestellten-(Afa-)Bundes

aufgestellt sind. Nur diese Ko'leginnen und Kollegen geben uns

die Gewähr für ein rücksichtsloses Eintreten für unsere Forde¬

rung auf einen zeitgemäßen Aus- und Umbau der sozialen Ver-

aichernifgsgcsetzgebuug.
«_—__» ¦ ¦ i i «¦ ¦ - i »i i i. —.—. ^—— —___^— i in...,i. ii i . i

Die Fürsorge für die Rentner der Invaliden-

und Angestelltenversicherung^
Von Gustav Hoch-Hanau a. M.

Der Reichstag hat soeben das „Gesetz über Not-

Stands maßnahmen zur Unterstützung von

Rentenempfängern der Invaliden- und der Au¬

ge st e 111 e n v e r i i c h c ru n g" fertig gemacht. Mit diesem
Gesetz hat dic Reichsgesetzgebung einen neuen Weg einge¬
schlagen.

Durch die immer schlimmere Teuerung werden die Renten
aus der Invaliden- und AngestcfltcnverSicherung, die schon vor

dem Kriege viel zu niedrig waren, immer ungenügender. Bisher

suchte die Gesetzgebung diesen unerträglichen Mißstand durch

Zulagen zu den Renten zu mildern. Gegenwärtig beträgt be¬

kanntlich die monatliche Zulage zu

einer Invaliden- und Altersrente . . 70 Mk.

einer Witwen- und Witwerrente • . 55

einer Waisenrente 30

JeJizt aber hielt es die Regierung nicht iur angängig, wieder¬

um eine Zulage fir alle diese Rentner vorzuschlagen: die Herren

des Arbeitsministeriunis versicherten, daß — namentlich auf dem

Lande — manche Rentenbezieher seien, die in auskömmlichen
Verhältnissen leben und deshalb nicht weitere Zuwendungen be¬

kommt n dürfen. Deshalb war die Gewährung der neuen Zulage
nur solchen Rentne n zugedacht deren Gesamteinkommen hinter
einer bestimmten Grenze zurückbleibt, und die außerdem not¬
leidend sind. Dazu beißt es in der Begründung:

Mitleidend ist beispielsweise nicht, wer durch Familien¬
angehörige oder sonst ihm nahestehende Personen genügend
nrtei «stützt wird. Auch ein Rentner, der imstande ist. seine
mißliche Lage durch Verwendung der restlichen, ihm ver¬

bliebenen Crwerbsfihigkeit so 711 verbessern, daß sein Gesamt¬
einkommen die Grenze des im Gesetz festgesetzten IM ndest-
efnkoHHnens erreicht, dem es aber an Arbeitswillen fehlt, kann
flieh! als notleidend angesehen werden. I

«»

t«

•»

?«

Die Sozialdemokraten wendeten sich entschieden gegen diese

Vorschläge. Sie erklärten zwar, daß auch sie es billigen könnten«
wenn die neuen Zulagen auf die Rentner beschränkt werden«
die mit ihrem jetzigen Einkommen nicht den notwendigen Lebens¬

unterhalt zu bestreiten vermögen. Voraussetzung dafür Ist aber«
daß wirklich für alle bedürftigen Rentner genügend gesorgt wird,
Davon kann nach dem jetzigen Entwurf keine Rede sein; vielmehr

muß befürchtet werden, daß die neue Zohrge vielen Rentnern
versagt wird, obgleich sie in sehr traurigen Verhältnissen leben*

Ganz besonders wiesen dic Sozialdemokraten darauf hin: Von
den Pensionen der Beamten wird nichts abgezogen, nicht einmal

von den großen Bezügen der hohen und höchsten Beamten;
weshalb soll gerade bei den Hungerrenten aus der Invaliden*

und Angcstclltenversicherung anders verfahren werden? Auch
erinnerten die Redner daran, daß der Vorläufige Rclchswirt-
schaftsrat einstimmig, also mit den Stimmen nicht nur aller

A r b e i t e r Vertreter, sondern auch aller Unternehmer¬

vertreter, beantragt hat, den neuen Zuschlag allen Rentnern ohne

Unterschied zu gewähren. Schließlich gelang es, dic Einschrän¬

kung, daß nur „notleidende44 Rentner unterstützt werden, zu be¬

seitigen; im übrigen nahmen9 die Bürgerlichen den Entwurf ant

so daß sich die Unterstützung nach dem Gesamteinkommen
richten soll.

Darauf fragte es sich, wie hoch das zu erreichende Gesamt¬
einkommen sein soll. Nach der Begründung des Entwurfs ist

gegenwärtig der Jahresbetrag

einer Invaliden- und Altersrente rund « « 1050 Mk.

einer Witwen- und Witwerreute rund . , 750

einer Waisenrente rund «....•• 400

Der Entwurf schlug eine Verdoppelung dieser Bezüge vor:

2100 Mk., 1500 Mk. und 800 Mk. Damit, so meinte das Arbeits¬

ministerium, dürften die Renten die gleiche wirtschaftliche Be¬

deutung erreicht haben, die sie vor dem Kriege hatten. Der Streit

über diese — eigenartige Begründung ist zwecklos: entscheidend
konnte nur die Tatsache sein, daß diese Beträge nicht einmal

zu einem sehr dürftigen Lebensunterhalt ausreichen. Deshalb
forderten die Sozialdemokraten eine beträchtliche Erhöhung der

Beträge, und die Bürgerlichen stimmten schließlich den Sätzen

zu, die der Vorläufige Reichswirtschaftsrat vorgeschlagen hat:

nämlich 3000, 2100 und 1200 Mk.
Hat der Rentner Kinder unter 15 Jahren, die selbst keine

Renten beziehen, so sollte sich das zu erreichende Gesamtein¬

kommen jährlich um 120 Mk. für jedes Kind erhöhen. Auch

dieser Betrag ist selbstverständlich viel zu gering. Er wurde

auf 500 Mk. für jedes der ersten drei Kinder und f>00 Mk. für

jedes weitere Kind erhöht. Außerdem hatten die Sozialdemo¬

kraten beantragt, daß der Betrag mindestens so hoch sein muß,
wie der, der im Pale des Todes des Rentners seinen Hinter¬

bliebenen zu zahlen wäre. Das müßte selbstverständlich sein.

Denn es geht doch nicht an, daß eine Familie, solange der invalide

Vater lebt, weniger bekommt, als nach dem Tode des Vaters.
Und doch sind solche Fälle schon bisher vorgekommen und

werden auch in Zukunft vorkommen, besonders wenn auch die

Frau des Invaliden nicht mehr arbeitsfähig ist Dann betragt
nämlich

das Gesamteinkommen
des Invaliden seiner Hinterbliebenen

.
3000 4- 500 =a K-vnoMk. 2100 4-1200 = .TJOOMk.

t ft**)-}- 1000 = 4000 2100 4-2400 =- 4500
«,

. 80004-1500 a 4500 2100 -f 3000 =» 5700
n

. 9000 f 2100 — 5100
„

2100 + 4800 «a 0000
N

Mithin ist nur in einer Familie mit einem Kinde die

Invalidenrente etwas höher als die Renten der Hinterbliebenen
zusammen wären« wenn der Invalide gestorben wäre. Bei den

Familien mit mehr als einem Kinde Ist das Verhältnis dagegen
umgekehrt und die Invalidenrente ist Im Vergleich mit den Hinter-

bei

Kinde
.

Kindern

'»
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blieben r (en zusammen um so kleiner, je mehr Kinder vor¬

banden sfnd: um so ungerechter Ist der Unterschied. I eider

lehnten die Bürgerlichen den beantragten Zusatz ab, so daß auch

In Zukunft derartige Ungerechtigkeiten möglich sind.

Anßtr diesen Renten sollte — nach dem Entwurf — zu dem

Gesamteinkommen alles gerechnet werde:
.
was der Rentner noch

an Einnahmen hat Ob das etwaige Arbeitseinkommen des

Rentenempfängers und seines Ehegatten sowie das Vermögens- | bestimmungen vorzuschreiben: jene Personen sind

etnkommea des Ehegatten und der Kinder — heißt es dazu in

der Begründung — in voller Hohe oder bis zu a sichern Betrage

sie zu berücksichtigen sind, darüber werden die Ergänzungsvor-

SChriften bestimmen, die die obersten Verwaltungsbehörden zu

erlai i i haben« Die Sozialdemokraten wiesen eingebend und

nachdrücklichst nach, wie ungerecht und wie verfehlt es

Rikn [cht auf die Gesamtheit wäre, wenn die Verwaltung eng-

hcr jeden Pfennig anrechnete, den der Rentner unter be-

SOndcrer Gunst der Umstände erlangt, ohne daß er damit ein

nrirklrch genügendem Finkommcn hat. Schließlich gestanden dfe

Bürgt.Hieben iolgende Aenderungen des Entwurfes zu: Vom

Arbeitseinkommen des Rentners wird ein Betrag bis zu 2000 Mk.

für das Jahr nicht angerechnet. Dasselbe Eilt bis zum Betrage

\on MIO Mk. fur

die Bezüge auf Grund des Reichsversorgungsgevctzcs oder

anderer Militär ver sorgungsgesetzc.

aus der knappschaftlichen Versicherung,

¦S öffentlichen oder privaten UnterstOtzungsclnrlchtungen,
sowie aus Sparguthaben.

Die Bezüge der Hinterbliebenen sind hierbei zusammen¬

zurechnen« Ueber den Betrag von 000 Mk. gingen dic Bürger¬

lichen nicht hinaus, unier Berufung darauf, daß der Vorläufige

Reiehsvsirtsehaftsrat, wiederum einstimmig, diesen Betrag für

die Anrechnung der Bezüge aus öffentlichen Kassen beantragt

hat Bedauerlich ist nur, daß die Bürgerlichen nicht auch die

anderen einstimmig beschlossenen Anträge des Vorläufigen

Reichsv irtschaftsrats angenommen haben, soweit sie dic Bezüge

der Rentner verbessert hätten.

Endlich werden Unterstützungen durch Angehörige insoweit
- eht angerechnet, als sie über die gesetzliche Unterhaltspflicht

«»der über vertraglich übernommene Verpflichtungen hinausgeben.

Die gesetzlichen Verpflichtungen zwingen die Angehörigen, den

Rentner zu unterstützen, soweit sie es können, ohne daß ihr

Der Rentner bat den Antrag auf dic Unterstützung bei der

Gemeinde seines Wohnortes zu stellen. Diese setzt die Höht

der Unterstützung tunlichst unter Zuziehung von Personen aus

den Kreisen der Versicherten oder der Rentenempfänger fest

Die Sozialdemokraten wollten die Sicherfielt haben, daß jene Per*»

sonen in allen Streitfragen zugezogen werden. Sie erreichten^
daß sich das Arbeitsministerium verpflichtete, in den Ausführungs»

in allen strit¬

tigen Fällen, insbesondere dann hinzuzuziehen, wenn über einen

der anzurechnenden Beträge Streit entsteht. — Gegen die Festv

Setzung der Unterstützung ist Beschwerde an die Aufsichts*
behörde zulässig; diese entscheidet endgültig.

Von den Kosten haben die Gemeinden 20, das Reich 80 vom

mit Hundert zu tragen. Damit ist die Fürsorge im wesentlichen zur

Rcichssache geworden. Die Gemeinden mußten an den Kosten

deshalb beteiligt werden, weil sie sonst erfahrungsgemäß beson*

ders bei den in kleinen Gemeinden einflußreichen Personen, auch

wenn sie gunstiger gestellt sind, nicht immer mit der notwendigen
Entschiedenheit aultreten.

Im ganzen wird das neue Gesetz vor allem die Wirkung
haben, einen Tel der Rentenempfänger teilweise oder ganz der

Armenpflege zu entziehen und an die neue Fürsorge zu über«*

weisen. Auch dies schon ist ein Fortschritt. Denn dadurch ist

nicht mehr der Rentner von dein .»Wohlwollen44 und der Gewissen¬

haftigkeit der Armenpfleger abhängig, sondern er hat ein im

Gesetz bestimmtes Recht und kann es auch an der Beschwerde*

stelle vertreten.

Selbstverständlich ist der jetzige erste Schritt auf dieser

Bahn ungenügend. Die Fürsorge muß weiter ausgebaut werden.

Dazu können die Angestellten, die auf diesem Gebiete mitarbeiten»
aus ihrer Erfahrung Gel beitragen.

eigener notwendiger Unterhalt und der ihrer Familie dadurch

gefährdet wird. Hat der Rentner Kinder, die selbst kaum so

viel Finkommcn haben, wie sie unbedingt brauchen» so kann er

\on ihnen eine Unterstützung nicht beanspruchen. Sparen sie

Sich aber trotzdem einen Betrag gleichsam vom Munde ab, dann

i«..t das mit der gesetzlichen Unterhaltspflicht nichts zu tun: die

Unterstützung ist nicht anzurechnen.

Nehmen wir einen Rentner an, der zwei Kinder unter 15

Jahren hat. Seine Rente soll 1850 Mk. für das Jahr betragen.

Sein Gesamteinkommen, das er erreichen muß, !>eträgt 8000 +

2 .^M) :- 4iMH) Mk. Hat er keine weitere Einnahme, dann

muß ihm der Betrag: 4000 — M90 — 2150 Mk. als weitere Unter¬

stützung gewährt werden. \ erdient er 2000 Mk. oder weniger

Im Jahr, dann ändert dies nichts an der Unterstützung; verdient

tr mehr als 2000 Mk.. etwa M\O0 Mk., so wird ihm das Mehr,

In unserem Falle also 1000 Mk., von der Unterstützung abgezogen:

Seine weitere Unterstützung beträgt nur noch 2150 — 1000 =

1150 Mk. Hat er die oben angeführten Bezüge, so gilt dasselbe

für den Betrag bis zu WN) Mk. Der Betrag des Einkommens

stillt sich dann:

Rente «««•«.» 1850 Mk.

Weitere Unterstützung • 2150
„

Nicht anzurechnender Arbeitsverdienst « «2000
„

Nicht anzurechnende Bezüge . . . . .
f>00

0600 Mk.

Dazu können noch solche Unterstützungen kommen, die dic

Angehörigen aufbringet, ohne daß sie dazu gesetzlich verpflichtet
*\nd.

Diese Fürsorge sollte nach dem Entwurf nur für die Rentner

der Invalidenversicherung bestimmt sein. Der Vorläufige

Reichswirtsehaftsrat hatte beantragt, sie auch den Rentnern der

Angestellten Versicherung zugute kommen zu lassen. Das

beantragten denn auch die Sozialdemokraten im Reichstagsaus-

5:huß. Ausgerechnet der Abg. Thiel von der l>cutschen Volks-

partei. der Vorsitzende des Gesaratverbandes Deutscher Ange¬

stelltengewerkschaften und einer der Führer des Deutschnationalen

Handhmgsgeh.ltenverbanJes, wollte auf die Vertröstungen der

Geheim rate hereinfallen und sprach sich gegen den Antrag der

Sozialdemokraten aus: die Rentner der Angestelltenversichcrung

sollten sich vorläufig mit ihren Renten begnügen, obgleich die

noch geringer sind als die Renten der Invalidenversicherung;

Spater soll für sie ein besonderes Gesetz erlassen werden. Alle

anderen Abgeordneten aber waren verständig genug, die Rentner

dtr Angestelltenversichcrung nicht von dieser Fürsorge auszu¬

schließen. Es sind also entsprechende Unterstützungen an die

Rentner der Angestelltenversichcrung zu zahlen, auch an die

Witwen, wenn sie ln\allde im Sinne der Invalidenversicherung

e»*d.

Verwaltung.
Notstandsmaßnahmen zur Unterstützung von Rentenemnfän»

gern aus der Invaliden- und der Angestefltenversicherang. Der
in Nr. 22 unserer Zeitschrift wie dergegebene Gesetzentwurf ist
in den Plenarvcrhandlungen des Reichstags noch in einigen Be*

Stimmungen geändert worden. Wir geben das Gesetz nach*

stehend in der jetzt beschlossenen Fassung bekannt:

§ I, Die Gemeinden sind verpflichtet, deutschen Empfänger»
von Renten aus der Invaliden- und der AngestelltenVersicherung
auf Antrag eine Unterstützung nach Maßgabe der folgenden Vor*

Schriften zu gewähren.
§ 2. Die Unterstützung ist iu der Invalidenversicherung la

einer solchen Höhe zu bemessen, daß das Gesamteinkom*

inen des Empfängers einer Invaliden- oder Altersrente dea

Betrug von dreitausend Mark, einer Witwen- oder Witwer*

rente den Betrag von zweitausendeinhundert Mark*
einer Waisenrente den Betrag von e in t a use n d z we . h un*

d c r t Mark erreicht.

Entsprechende Unterstützungen sind an

Empfänger von Ruhegeld oder Hinterbliebe*

nenrente aus der An gestellten Versicherung
zu ^wahren, an Witwen jedoch nur, wenn sie

invalide im Sinne der Invalidenversicherung
(| 1258 Abs. 2 RVG.) sind.

Hat der Empfänger Kinder unter 15 Jahren, die nicht auf

Grund der Reichsversieherungsordnung des Versicherungs*

gesetzes für Angestellte 'oder des ReichsVersorgungsgesetzes
vom 12. Mai 1920 (Reichs-Gesetzbl. S.989) oder anderer Mihtär*

Versorgungsgesetze eine Rente beziehen, so erhöht sich die für

das Gesartitjahreseinkommen anzurechnende Grenze um fünf*

hundert Mark iür jedes Kind. Für das vierte und jedes

weitere Kind beträgt diese Erhöhung sechshundert Mark«

Elternlose Enkel unter fünfzehn Jahren, deren Unterhalt der

Empfänger der Rente ganz oder überwiegend bestreitet« werden

den Kindern unter fünfzehn Jahren gleichgestellt.
Bei Berechnung des Gesamtjahreseinkommens bleibt das

Arbeitseinkommen der Rentenempfänger bis zum Jahresbetrage

von 2(00 Mk. außer Ansatz.

Bis zum Betrage von bOO Mk. insgesamt sind auf das Ge¬

samtjahreseinkommen nicht anzurechnen Beziige auf Grund des

Reichsversorgungsgesetzes vom 12. Mai 1920 (RGBl. S. 989) oder

anderer Militärversorgungsgesetze, aus der knappschaftlichen

Versicherung, aus öffentlichen oder privaten Versicherungsunter*

nehmungen, aus privaten Unterstützungseinrichtungen sowie aus

Sparguthaben. Die Bezüge der Hinterbliebenen sind hierbei

zusammmenzurechnen. Einkommen aus Unterstützung durch

Angehörige ist auf das Gesamtjahreseinkommen insoweit nicht

anzurechnen, als es über eine gesetzliche Unterhaltspflicht oder

über vertraglich übernommene Verpflichtungen hinausgeht.

§ 3. Der Antrag ist bei der Gemeinde des Wohnorts des

Rentenempfängers zu stellen. Diese setzt die Höhe der Unter*

Stützung fest, tunlichst unter Zuziehung von Personen aus den

Kreisen der Versicherten oder der Rentenempfänger. Als Wohn*

ort gilt der Ort. in welchem sich der Rentenempfänger nicht

| vorübergehend aufhält, sondern mit der Absieht längeren oder

dauernden Verbleibens wohnt.
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Gegen die Festsetzung der Unterstützung ist Beschwerde

Un die Aufsichtsbehörde zulässig; sie entscheidet endgültig.

Die Finanzbehörden sind verpflichtet« den Gemeinden auf

«Aufrage .Auskunft übe: die Eiiikommensverhältiüsse der Unter-

stützungs[berechtigten zu geben«
§ 4. Die Unterstützung wird von der Gemeinde des Wohn¬

orts an den Empfänger in monatlichen oder wöchentlichen Teil¬

beträgen im voraus gezahlt Die zu zahlenden Beträge sind anl

Volle Mark aufzurunden.

§5. Erhält der Rentenempiängcr in einer Anstalt (Invaliden-,

Regelung Ist ohne weiteres zuzustimmen, nicht aber der wei¬

teren, im neuen Absatz 5 ausgedrückten, daß der Vorstand auf
d.e Fortzahlung der Beltrlge über das Ausscheiden aus der Be-

schlftignng hinans verzichten kann. Daß dies ohne zwingenden
Grund kern Kassenvorstand tun wird, ist klar, denn die vor-

schriftsmiBize Erledigung der Meldungen ist die tfauptbedbignug
für einen geregelten Kassenbetrieb. Wenn nun Im Falle der

Ablehnung durch den Vorstand das Versicherungsamt auf An-

travr des Vorpflichteten diesen über die sechste Beitragswoche
hinaus endgültig ganz oder teilweise von der Portzahlung ent

Altersheim u. dgl.) Wohnnag und Verpflegung, so ist an seiner ] binden kann, falls die Verspätung oder Unterlassung der Ab¬

stelle die Anstalt berechtigt, innerhalb der aus § 2 Abs. 1 sich meidung nicht auf Vorsatz oder grobem Verschulden beruht, so

ergebenden Einkommensgrenze Zuschüsse zum Pflegegeld zu

verlangen, dic aber nur bis drei Viertel der Oesamtbczfige des

Rentenempfängers beansprucht werden können.

Steht der Rentenempfänger außerhalb seines Heimatorts in

der Anstaltspflege oder auf fremde Kosten in Familienpflege« so

ist für die Gewährung der Unterstützung diejenige Gemeinde zu¬

ständig, in welcher der Rentenempfänger vor dem Eintritt der

Pflege gewohnt hat.

§ 6. Die Gemeinden können die den Uuietslüunr.gsbei ech¬

tigten gegen Dritte zustehenden Umerhaltsansprüche verfolgen.

$ 7. Das Reich ersetzt den Gemeinden BO Proz. der von

ihnen verauslagten Unterstützungsbeträge.
Die Gemeinden melden dic ersiattungsiühige:, Beträge monat¬

lich bei der obersten Landesbehörde an und erhalten von dir

auf Antrag Vorschüsse darauf.

Der Reichsarbeitsministcr überweist den obersten Landes

•behörde« auf Antrag den hierfür crioidcrlichcu Monatsbedarf.

§8. Die Reichsregierung ist ermächtigt, mil Zustimmung des

Rcichsrats nähere Vorschriften zur Durcbfttiruttg des Gesetzes

zu erlassen. Sic kann auch mit Zustimmung des Reichsrats be¬

stimmen« daß statt der Gemeinden andere Stelleu mit der

Durchführung des Gesetzes betraut werden.

Soweit derartige Anordnungen nicht ergangen sind, können

die obersten Landesbehörden sie mit Zustimmung des Reichs*
orbeiteministers treffen.

Die obersten Landesbehörden können auch bestimmen« daß

au die Steile der Gemeinden Gemeindeverbände treten.

§ 9. Der Reichsarbeitsministcr kann mit Zustimmung des

Reichsrats bestimmen, daß die Vorschriften dieses Gesetzes auf

fremde Staatsangehörige, die im Inlande ihren Wohnort ($ 3

Abs. 1 Satz 3) haben, Anwendung finden. Auch kann der Reichs-
arbeitsmimstei oder die von ihm beauftragte Stelle einem Deut¬

schen, der sich im Auslande aufhält, eine entsprechende Zulage

anbilligen; die Kosten hierfür trägt das Reich.

$ It). Dieses Oesetz t'itt mit Wirkung vom L Oktober 1921
in Kraf".

Der § 397 in dem Entwurf eines Gesetzes über Aenderungen
der Reichsversieherungsordnung*'. Betrachtet man den dem

Reichstag zugegangenen obigen Entwurf, so ist zunächst lest-

anstellen, daß auf das /weite Buch, die Krankenversicherung,
die meisten Aeudcaingen entfallen. Es soll hier nicht unter¬

sucht werden, inwieweit die Mehrzahl der Aenderungen aus

der Praxis heraus geboten erscheint; daß dies aber bei dem

55 397 der Fall ist« läßt sich sicher nicht bestreiten. Während
die alte Fassung im Abs. 1 besagt: .«Die Beiträge sind bis zur

vorschriftsmäßigen Abmeldung fort zuzahlen", lautet die neue

des Entwurfs: „Die Beiträge sind bei rechtzeitiger Abmeldung

bis zum 'läge des Ausscheidens aus der Beschäftigung, sonst

bis zur vorschriftsmäßigen Abmeldung, längstens aber für die

Dauer eines Jahres nach dem Ausscheiden zu zah«'en", und tügtl
imt folgendem Wortlaut ciiicn neuen Absatz S hin/u: „Der Kas-

senvorstand kann aui die Fortzahlung der Beitrüge iiber das

Ausscheiden aus der Beschäftigung hinaus verzichten« Ix^bnt

dürfte dies keineswegs im Interesse der Kassen liegen Wer

die Verhältnisse kennt, weit), daß es eine Menge Arbeitgeber
gibt, die Sich schon letzt nicht viel um d.e Meldevorschriftcn

gekümmert haben« Wird dic Neuerung Gesetz, dann ist erst

recht nicht auf eine prompte Frlediguung der Abmeldung zu

rechnen; denn, zur Fortzahlung der Beiträge angehalten, wird

der Arbeitgeber stets nachweisen, daß er nicht aus Vorsatz oder

grobem Verschulden gehandelt hat. Weichen Wust von Schreib-

arbeiten (Einsetzen und spätere Streichung der Strarbclträge,
Schriftwechsel zwischen Arbeitgeber und Kasse und Ver-
SlChf rungsamt) dies nach sich ziehen wird, dürfte hier klar auf

der Hand liegen, und schon um dies zu vermeiden, wird für
die Kassen der zwingende Grund gegeben sein, aui die Fort*
Zahlung der Beiträge zu verzichten.

Wie schon oben gesagt, sind die Meldungen das Fun¬

dament, auf das sich alle übrigen Arbeiten der Kasse aufbauen«
Besteht ffir dea Arbeitgeber d_e Aussicht, dal er auch bei ver-

späteter Abmeldung die Beiträge nicht länger als sechs Wochen

fortzuzahlen braucht, so wird er natürlich auf rechtzeitige Er¬

ledigung der Abmeldung nicht mehr den Wert legen, den er

bisher zur Vermeidnug von sogenannten Strafbeiträgen darauf

legen muffte« Verspätete Abmeldungen können aber den Kassen

großen Schaden zufügen. So kann ein noch als versichert Ge¬

führter im Erkranknngsfalk die Mehrleistungen erhalten, ob¬

gleich er. da er schon aus der Beschäftigung ausgeschieden.
aber noch nicht abgemeldet ist, nach | 211 RVO. nur Anspruch
aui die Regfelieistungen hätte. In ein/einen Fallen dürite ihm

er dies ah, so Kann das Versicherungsamt den Verpflichteten
aal Antrag von der Fortzahlung über die sechste Beitragswoche
nach dem Ausscheiden aus der Beschäftigung hinaus ganz oder

teilweise entbinden, wenn die Verspätung oder Unterlassung
c**rr Ahmeldung nicht auf Vorsat/, oder grobem Verschulden be¬

ruht. Die Entscheidung ist endgültig".
Nach der grundsätzlichen Entscheidung des RVA. v<

9«rJanuai 1915 („Amt!. Nachr." S.S20) sind die Beiträge auch bei

rechtzeitiger Abmeldung, das heißt innerhalb drei lagen räch

dem Ausscheiden aus der Beschäftigung, bis zum Tage der Ab¬

meldung und nicht etwa nur bis zum Ende des Beschäftigungs-
verhältnisses fortzttzahlcn« Die meisten Kassen werden siel; ja
an diese Entscheidung nicht gehalten haben, und mit Recht, denn

praktisch wird es (ien Arbeitgebern unmöglich sein, die Ab¬

meldung zum Beispiel am Sonnabend Ausgeschiedener sofort
vorzunehmen. Erfolgt die Abmeldung aber erst Montag, wk
l sicher immer der Pall ist. dann sind nach ol ger Entscheidung
die Beträge noch fflr che ganze Woche za zahle;., wenn sc

nach S 397 \bs. 4 inr volle Wochen erhoben werden.

t

Hm -

gi t nun Jer Entwurf ändernd ein, und zwar insofern,
a s die Be träge bei recht seifiger Abmeldung nur I s

Zürn läge des A sebeidens aus der Beschäftigung, sonst bis
lux vorschriftsmäßigen Abmeldung. '

;stens aber für die Dauer
«mes Ja na?h dem Aussehe zahlen sind« Dies

sogar überhaupt kein Anspruch auf Kasseulcistungcn zustehen.

Dies konnte sich zwar bisher auch ereignen, doch war es aus

dem Gnmdc seltener, weil eben die Arbeitgeber durch die
zwingende Vorschrift des | 397 Abs. 1 die Abmeldimg recht¬

zeitig vornahmen. Gewiß kann und wird die Kasse in solchen

Fällen den Arbeitgeber gemäß | 623 Abs. 2 BGB« für den

Schaden haftbar machen, aber das Resultat ist auch hier wieder:

eine Last von Schreibarbeiten«
Eine weitere Aenderung wäre vielleicht nach der Richtung

hin geboten gewesen, wenn der Entscheidung der RVA. vom

4. August 1919 („Amtl. Nachr." 1915 S. 684) Rechnung getragen
worden wäre. Danach entfallt die Beitragspflicht, wenn aus.

uahmsweise kein Öffentliches Interesse mehr au der Abmeldung

besteht. Eil solches besteht nicht, wenn ein Versicherter wäh¬

rend des Bezuges von Kassenieist ungen stirbt, oder wenn er

ausgesteuert wird. Hier könnte man den Kassen die Bilicht

auferlegen, die Abmeldung vorzunehmen, wenn des bisher

seitens des Arbeitgebers nicht geschehen ist. Schwieriger liegt
der Fall schon bei Anmeldung eines Kassenmitglicdes durch

einen neuen Arbeitgeber, während von dem seitherigen die Ab¬

meldung noch nicht eingegangen ist. Eine Kasse ohne Kartothek

kann die Poppehneldung gar nicht feststellen, und auch bot

Kartotheksystem sind Irrtümer nicht ausgeschlossen, wenn zum

Beispiel bei der Neuuumeldung unrichtige Personalangabcs ge¬

macht werden. Hätte der Entwurf diese Fragen geregelt, so

wäre dies zu begrüßen gewesen; den Arbeitgebern aber durch

den neuen Abs. S einfach Rechte einzuräumen, die dazu führen

müssen, dafl sie auf rechtzeitige Abmeldung gar nicht mehr zu

sehen braacfaen, ist unverständlich. Hoffentlich schließt sielt

der Reichstag dieser Auffassung an i nd beseitigt zum Nntnen
der Kasscr die im leti (atz des Entwurfs ausgedruckte
Bestimmung. Fritz Nemitz, Berltn«

Die Freie Vereinigung der Krankenkassen der Provinz

Brandenburg ; Jt am Mk nnd 31. Oktober 1921 in Brandenburg
(Havel* ihre ordentliche Mitgliederversammlung ab. S;c war

von 220 Kassenvertretera besucht. Im Rahmen des Geschäfts«
berichte wurde za schwebenden Fragen Stellung genommen.

darunter auch zur Arzt trage, zu der auch der Vorsitzende
des Hauptverbandes deutscher Ortskrankenkassen. Frä&dorf
Dresden, Ausführungen machte. Die Versammlung lehnte es

ah, dei Aerzten Zngestü &se zi i achen, die ober die lk^-

iiligungei vics Staates fiir die Beamten tiausgehen. D

Schaffung einer Arbeltsgemeinschaft zwischen de Wirtschaft*
ien Organisation der Äerzte und den Kassen verbänden sollte

dem Vorstand vorbehalte bleiben« w< ie Tätigkeif dieser

Arbeitsgemeinschaft sich streng innerhalb der Grenzen der nen*

trafen Abmachungen halten müsse.

Die zentralen AbmacI gen i i t dem wirf*

sc traf 11 i c he a Verbände <i t
- Zahnärzte werder von

äer Versammlung einstii ! it, v*e I die t i I 'ge*
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setzten Monorarsätze um e.n Vielfaches über dic Sätze hinaus¬

gehen. d._ im allgemeinen von den Verbandskassen bisher ge¬

zahlt worden sind. Dagegen w urde der zentralen Ver¬

einbarung mit dem Verbände der Dentisten zu¬

gestimmt.
Ueber die Neuregelung der T a r i I g c m e i n s c h l f t

berichtete gleichfalls Rede«, Rathenow. Die mangelnde Ein¬
heitlichkeit wird nicht dadurch gemildert, dafl die Ohervcr-

sicherungsämter bei der Festlegung von Richtlinien der Fest¬

setzung von M.ndest«ruppen nicht zustimmen. Ks wird Aufgabe

der Vorstände sein müssen, nach cmheit ichcri Grundsätzen zu

verjähren und deti ia bedrängter Lage befindücbcn Angestellten
entgegenzukommen. Der Vereinbarung mit dem Zen¬

tralverband der Angestellten wird zugestimmt Da¬

nach werden nach den Grundsätzen der bisherigen preußischen
IU-: oldnngsordnnng sageteilt:

Gru;>i>e la. Geschäftsführer der Kassen mit weniger als 4000

Mitgliedern: (iruppc 8 der Besoldungsordnung,

Gruppe Ib. Oeschäftefährer der Kassen mit 4000 bis 10 000

Mitgliedern: Oruppe 9 der Besoldungsordnung ;

(i:umK lc. Oeschäftsffthrer der Kassen mit mehr als 10000

Mitgliedern: Gruppe 10 der Bcsoldungsordninu;

Oruppe 2. Stc (Vertreter der Geschäftsführer, Rendanten:

Gruppe 8 der Besoldungsordnung;

Oruppe 3. Angestellte not besonderer Verantwortlichkeit:

Oruppe 7 der Besoidungsortlnnng;
Gruppe 4. Bnreanangesteilte, die nicht in die Gruppen 1 bis 3

gehären: Gruppe ö der Besoldungsordnung;

Gruppe 5a. Alle sonstigen Bureauangesteilten.
(iruppc 5b. Krankenbesocber, Frheber und lirmittler: Gruppe 5

der Besoldimgsordnimg.
Die Festsetzung soll am 1. Januar V)22 in Kraft treten.

Die gemeinsame Prüfungsordnung für die Obcr-

versieberangsämter Potsdam und Frankfurt a. d. G. war g'c ch-

faJJs Gegenstand der Besprechung. Kassen, die davon Gebrauch

machen und in ihrer Dienstordnung eine entsprechende Be¬

stimmung aufnehmen wollen erhalten durch che Wahl von Ver¬

tretern des Verbandes in die gemeinsamen Prüiuiigsausschüs e

Gewahr dafür, dali auch ihre Interessen hinreichend Bcrück-

s chtigung finden. Die Voraussetzung für dic Beteiligung an

den gemeinsamen Prüfungen ist aber, daü das Selbstvirwal-

tungsrecht der Kasse gewehrt bleibt und der Vorsitzende so¬

wohl als auch dessen Stellvertreter aus den Kreisen der an den

Prüfungen l>eteiligtcn Gruppen entnommen wird.

Der Versammlung liegt eme umfassende Aenderung
der Satzung zur lkschlußiassung vor. Danach soll die

Vereinigung künrtighin als „Verband der Krankenkassen der

Provinz Brandenburg" bezeichnet und in das Vereinsregister

e.nvjetraKcn werden. 5 »fern die Genehmigung der obersten

Verwaltungsbehörde dazu erteilt wird, übernimmt de Vereini¬

gung auch einzelne Aufgaben des $ 4<i7 RVO.. so insbesondere

öcn AbschluB von Verträgen und dic Errichtung von Gene¬

sungsheimen, Der Vorstund des Verbandes ist erheblich ver¬

kleinert und der geschäftsfährende Vorstand in der Satzung be¬

sonders festgelegt worden. De Festsetzung des Jahresbeitrags
bie bt der Mitgliederversammlung vorUhalten. Zur Verwirk¬

lichung der Aufgaben v!es Verbandes, insbesondere der Prüfung
der Geschäftsführung der Krankenkassen, wird der Jahresbeitrag
für 1922 auf 15 Pf. für den durchschnittlichen Versicherten fest¬

gesetzt und der gleiche iLitra* auch für das Jahr 1922 erhoben.

In einem Vortrage, ««dieBeteiligung der Kranken¬

kassen au der sozialen 1*1 r SO r g Ca, führte Mcdizinal-

rat Dr. David-Rathenow aus. daß der Begriff der sozialen Für¬

sorge in dem letzten Jahrzehnt sieb erheblich erweitert habe.

1 \ ber K r IppeIf Ir SOr ge sprach im Krüppelheirn der

Stadt Brandenburg dessen Leiter, Dr. Dunker.

IHt B e d e u t u n g Jer Röntgendiagnostik sowie

der Röntgen- und Lichtbehandlung für die

Krankenk a s s en behandelte der Vertrauensarzt Dr. Förstcr-

Bra ideuburg unter Vorführung zahlreicher Lichtbilder.

Ein Vortrag des Oberapothekers Koffka über die Arznei-

v e r so r g ¦ n g im Ha ash n I te* de I Krankenkasse n

be etc die Reihe der Vorträgt
Ö.t Neuwahl des Vorstandes ergab fo'gendes Re¬

sultat: Ah- s. Wilhelm, Vorsitzender: Riedel. Christian, stell¬
vertretender Vorsitzender; Bendhc. Adolf: Ehel« Max; Cohn.
Julius: Babel, l<»sei: Pusch: Müller: Walter; Petzold, Martin:

«foachiml, Pranz.
Den \ersitz m geschäftsfuhrenden AusschuB ßbernimmt

Redet Rathenow, /-im Tagungsort fiir die nächste M.u'icder-
1<_ rsammluag w \: i Guben bestimmt.

Portocntlasttmg der Krankenkassen. Der Reichstagsatare-
orditie Oiebel hat an d.e Regierung uc folgende Anfrage
Nr 1136 gerichtet:

Die in Aussteht stehende Erhöhung der Portosätze bedeutet

für die Krankenkassen eine <u\ti 1»«^«.. icrs itarke Belastung.
Während einzelM Trägern r Sozialversicherung (Berufs-

genossenschaften aud Laude* rs tit-ruiigsanstalten) das Recht!

zugestunden ist, ionnulai
.. Rech en, Rcntenl le

usw. als Drucksachen zu versen-den. besteht e.n solches Recht
fur die Krankerikassen nicht. Im Interesse der Leistungsfähig-
keit unserer Krankenkassen wäre es dringend erwünscht, den¬

selben die gleiche Erleichterung in der Portofragc zuzugestehen*
ht die Reiehsregierung bereit, auch den Krankenkassen

ffir formularmäB.gc Postsendungen das Recht der Beförderung
ria<_h der Drucksachentaxe zu gestatten?

Berlin, den 26. Oktober 1921. gez. Giebel.

Diese Aufrage wurde in der Sitzung des Reichstags vom

8. Novemher 1921 durch den Regierungs\crtrcter wie folgt
beantwortet:

Die den Berufsgenossenschaften. Versicherungsanstalten und
ihren Organen für gewisse Fälle im Drucksachenverkehr zu-

stehende Gebührenvergünstigung (| 8 Abs. X Z ffer 15 der Post*

ordnung) ist vom Reichspostamt seinerzeit aui den dringenden
Wunsch des Reichsamts des Innern eingeräumt worden, um dic

neuen Einrichtungen der sozialpolitischen Gesetzgebung zu

unterstützen und ihre Fortentwicklung zu erpichtem. Das

Reichspostamt hatte zwar groüe Bedenken gegen diese Ge*

bährenvergänstiguttg, teils wegen der zu erwartenden Berufun¬

gen anderer gemeinnütziger Anstalten und Einrichtungen« teils
auch wegen der finanziellen Folgen. Wenn diese Bedenken
damals zurückgestellt worden sind« so war dabei de Erwfgang
mitbestimmend daB dem Reiche aus der Vergünstigung kein

Verlust bisheriger Einnahmen, sondern nur eine Kürzung des

Zuwachses an künftigen Kinnahmen erwachse. Von dem Reichs¬

amt des Innern wurde darauf h ngewiesen. daß es sich bei den

Berufsgenossenschaften, wie dies auch bei den einige Jahre

später errichtete i Versicherungsanstalten der Fall ist um

sozialpo itische Neubildungen ganz eigener Art handle« mit

denen vorhandene F nrichtungen nicht verglichen werden könn¬

ten, so dafl Berufungen nicht zu befürchten seien. Von vorn*

herein bestand Ueberetnstimmung mit dem Reichsamt des

Innern, dali den Krankenkassen, die damals (hu Jahre 18K5)

längst bestanden, eine ähnliche Vergünstigung nicht zu ge¬

währen sei.

E ne Ausdehnung der OebfihrenvergfittStigung auf die zahl¬

reichen Land-, Orts- und Innungskrankenkass n würde eine

Verallgemeinerung der Vergünstigung in so weitem Rahmen be*

deuten, dafl sich daraus große Einnahmeausfälle für die Post¬

verwaltung und unahsehbare Berufungen anderer gemein-

nütz ger Linrichtungen ergäben. Zu der geldlichen Finbuüc der

Postkassc träte eine stärkere Belastung des Betriebes infolge
der Prüfung einer grüficren Zahl von Drucksacheusendungen
hinzu. Unter den heutigen Vcrhä'tnissen ist die Po tvcrwal-

tung leider n cht in der Lage, weitere Geb.;hrenvergünsti?unTeTi
einzuräumen; eher ist sie veranlaßt, die bestehcnlcn Ver¬

günstigungen daraufhin zu prüfen, ob sie fernerhin aufrechte

erhalten werden können. Bei aller Würdigung der schwierigen

Lage der Krankenkassen ist d e Reichspostverwaltung daher

nicht in der Lage, einer Erweiterung der Gch.ihrcnvergilnst:-

guugen zum Nutzen der Krankenkassen näherzutreten.
¦ ___¦_——

Gewerkschaftliches.

Der ReichstarifausschuU der Krankenkassen beschält gta

sich am 20. November 1921 mit unserer Forderung aui Lr-

höhung der Teuerungszuschläge.
Anwesend waren als Vertreter des Haupt\ erbandes deut¬

scher Ortskrankenkassen Landtagspräsident Fräl'uorf und Ge¬

schäftsführer Lehmann. Als Vertreter unseres Verbandes

nahmen teil Kollege Brenke vom Vcrbnndsvnrstard. Kassen-

angestelltc Kraikcr-Mannheim. Spangeitberg« Hamburg und

Maynz-Berlin. Sekretäre Bohlmann und PoppC-Bertlu vom Ver¬

bandsvorstand.

Kollege Brenke begründete die Fordcrim/ des Zcntralver¬

bandes der AngesteTten. Nach mehrstündiger Verhandlung,
während welcher dic Vertreter des Hauntvcrbandcs deutscher

Ortskrankenkassen w eJerholt zum Ausdruck brachten, unter

keinen Umständen über die Sätze der Besoldungsordnung hin-

ausgehen zu können, kam folgende Vereinbarung zustande:

..Ab 1. Oktober 1921 werden auf Grund der Zuier 4 Absatz 13

d«es Tarifvertrages aui dic JahresbezQgC als weitere Teuerungs¬
zulagen bewilligt:

Gruppe I Gruppe II Grupp'. IM G ..ppe IV

Ortskl AG) 10000-113^ 7600-75O1 9900 5500 5700-3900

B<2) 9400-11100 7200-7500 5700-5400 5400-3700

C(3) 9400-11400 7200-7WO 5H<H)~5600 5400—«WO

„
DM) 9400-11900 7300 -8300 9900 510« «5500-42*0

AttSerdem werden die Kassen ersucht, vom 1. Oktober 1021

ab auch die Kinderzulagen dei Besoldungsordnung c nzufüiiren«

und zwar:

iür Kinder bis zum 6. Lebensjahre Mark 2160 ja rt h

H2U80
Ober 14 Jahre «

3<Vn

mit der MsBgabe. dafl diese Zulagen mit Vollendung des

is Lebensjahres w< fa'len und steuern tiue Erwerbe- oder

sonstige Einnahmen der Kinder ange echnet werden«

ii

>•
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Diese Regelung erfolgt in dieser Weise« um die Anlehnung

an lie Gruppen V bis VIII der Besoldungsordnung zu erreichen.*-

Dic Ungleichheit der Zulagen ergibt sich daraus, daß die

BcamteabesolJung, an die sie!» schon bisher der Seh edssprnch

vom ti April und die Teuerungszulage ab 1. August anlehnte«

grundlegend geändert worden und dementsprechend eine Aus-

glcichnng an die neuen Besoldungssätse der Gruppen V bis

VIII« üi>er die der Hauptverband deutscher Ortskrankenkassen

aich« binansgeben wol'tc, erfolgt ist.

Die Zulagen treten zu den bezirk lieh fest¬

gelegten Teuerungszulagen einschlie Blich der

ab 1. August 1921 generell vereinbarten Teue¬

rungszulagen hinzu.

Dic Zulagen sind innerhalb der Angcstelltengruppen nach

den tiehaltsstufen verschieden, und zwar tritt wie beim Grund¬

gehalt eine Zwölfteilung der Differenz zwischen Anfangs- und

Endsumme ein.

Da aus tarifrechtüchen Gründon vom Hauptverband eine

bindende Verpflichtung zur Zahlung der Kinderzulage nicht ein¬

gegangen werden konnte, erklärten die Vertreter des Hauptver-

Bandes, in Wort und Schrift sich dafür einsetzen zu wollen, daB

die Mitgliedskassen auch die in der RBO. vorgesehenen Kin-

derznlagen bis zum 18. Lebensjahre einführen«
l>er TarHausschttB beschäftigte sich außerdem noch mit

verschiedenen Einseistreitfragen.

Revision der geldlichen Bezütze des Tarifvertrags lür die

Antesletlten der Freien llilisltranken- und Sterbekassen soyie
selbständigen Sterbekassen. Zwischen dem Vorstande des Ver¬

bandes freier Hilfskrauken- und Sterbekassen und selbständiger

Sterbekassen und dem ZdA. ist am 15. Oktober 1921 folgendes

vere nbart worden« *

„Auf Grund der Schhißbestimmung des am 7. April 1920 ab¬

geschlossenen Tarifvertrages wird von der Tarifkommiss on eine

Revision der k-ld'lcben Beziige beschlossen und soll diese Aende¬

rung als teil des Tarifvertrages gelten. — Die Angestellten wer¬

den je nach Kassenart in zwei Soadcrgruppeu getrennt, und

gwar:

a> Angestellte der Zentral-Kranken- und^Stcrbekassen,

b) Angestellte der lokalen Kranken- und Sterbekassen.

Die Angestelltes der Zentral Kranken- und Sterbekassen und

Bin] eher Kassen sollen je nach Gchaltsklasse ein Gehalt, Teuc-

rangsauisch ag und Dientsaufwandentschädigung im Betrage von

2500 Mk. bis za 9000 Mk. pro Monat in Städteklas^e 3. in Städte¬

klasse 2 und 1 mit der im Tarifvertrag vorgesehenen Spannung

weniger« erhalten. Die Angestellten der lokalen Krankenkassen

und Sterbekassea sollen je nach Gehaltsklasse ein Gehalt. Teue-

rungszuschlag und DknsUufwandentschädi^unt *m Betrage von

2<*ki bis 2500 Mk. pro Monat in Städteklasse 3. in Städtcklasse 2

nnd 1 mil der im Tarif vorgesehenen Spanum* weniger crha'ten.

In der Zeit vom L Juli bis 31. Dezember 1921 soll eine Ent«

SChnMungsbc h lie bis zu 2<MH) Mk. gewährt werden, doch ist der

Angestellte verpflichtet sich diesen Betrag anrechnen zu lassen,

«\enn in dieser Zoit die Mindestsätze« wie C**- i*Mt«-e*etat ein¬

geführt werden. Die de Währung von Dienstaufwandcntschädi-

gang wird den Kasten empfohlen. Dazu zählt Wohnungszu-

schufl and Mankogeld nicht. Kassen, welche die Unmöglichkeit

der Zahlung der erhöhten Bezüge nachweisen, können in Ver-

händlungen mit dem Zentratverband der Angestellten Sonder-

vere'nbarungen treffen resp. abschließen."

Danach stellen sieh die Geha tsbezüge (Gehalt, Teuerung*-

tuschlag und DienstautwanJentschädigun«^) für de Angestellten

dei Zentralkranken- und Sterbeknsseu und ähnlicher Kassen wie

lost;

Städtcklasse 1

2

3

Gchaltskl. 1

2900 Mk.

2750 „

M100 ..

Gchaltskl. II

2290 Mk.

2500 „

2750
•«

Oc'i.i.tskl. 111

200t. Mk.
225i I .,

25011 .

¦-if» i

Die Wahlarbeit
zu den Angestelltenversicherungswahlen
ist nicht nur ein Kampf um die Ehren¬

ämter in der Versicherung, sondern auch

Werbearbeit
für die freigewerkschaftliche Idee unter

den Angestellten. Der Sieg der Liste des

Afa-Bundes bedeutet den Fortschritt
— der Sieg der anderen die Reaktion!

««

•«

(iehaltskL tll

1500 Mk.

1750 ..

2«)0.. „

300 Mk. fflr

-

Für dic Angestellten der lokalen Kranken- gltd Sterbekassen

stellen sich die Gehaltshczäge (Gehalt, Teucrung$anschlag und

Dienstaufwanden(Schädigung) folgendermafien:

QehaltskL I Gchaltskl. il

Städteklasse t 2000 Mk. 1780 Mk«
2 2250 „ 2000 ^

3 2900 .«
225ü

..

einschließlich de: vierjührlichen Steigerungen nm

beide Gruppen.

Auf die aus diesen neuen monatlichen Oehaltsbezfigen sich

ergebende Nachzahlung i<t, sofern de neuen Tarifsätze noch

während der Zeit vom 1. Juli 1921 Ms 31« Dezember 1921 bei den

einzelnen Kassen zur Einführung gelangen, die In Absatz 3 der

neuen Vereinbarung für d.e gleiche Zeit vorgesehene Teuerungs¬

zulage bis zur Höhe von 2000 Mk. anzurechnen.

Wer Ist wahlberechtigt zur AngestelltenverMchcruug? Bei

den bevorstehenden Neuwahlen der Vertrauensmänner zur An-

geste'ltenversicberung muH jedes wahlberechtigte Verbandsmit-

glled seine Stimme für die Kandidaten des Allgemeinen freien

AngestclIten-(Afa-)Bundes abgeben, um an d C Stelle des jetzt

in der Reichsversicherungsanstalt iür Angestellte herrschenden

rückständigen einen fortschrittlichen Geist zu setzen.

Wahlberechtigt bei der AngestelltenVersicherung Ist Jedes

21 Jahre alte Verbandsmitglied, auch wenn es elnei Knaopschafts-«

Betriebs- oder Hauspensionskasse angehört. Es ist auch dann

wahlberechtigt wenn es von der persönlichen Beitragspfllcht

zur Angestelltenversicherung deswegen befreit ist, weil es einen

Versiehe rung vertrag mit einer Lebensversicherungsgesellschaft

abgeschlossen hat.

Nicht wahlberechtigt sind Verbandsmitgliedcr, die einer der

folgenden Knappschaftskassen angehören, dic ausdrücklich als

Er«iatzkassea angelassen worden sind:

Allgeme'ner Knappschaftsverein in Bochum,

Mansfelder Knappschaftsverein in Eisleben, Provinz Sachsen,

Minden-Ravensbergscher Knappschaftsverein in Minden i. W.,

Saarhrücker Knappschaftsvcrcin in St. Johann-Saarbrücken.

Knappschaftsverein in RheinpreuBen in Homberg (Niederrheinl,
Georgs-Mar cn-Hiittcn-Knappschaf tsvcrciu in Gcorgsmarienhfittc»

Kreis Osnabrück,

Tangerhfltter Knappschaftsverein in Tangerhütte, Bez. Magdeburg«.

Paeder Knappschaftsverein in Gr. Ilsede bei Peine.

Thüringischer Knappschaftsverein in Groß-Kamsdorf,

Casseler Knappschaftsverein in Cassel.

Hauptknappschaftsvercin in Clausthal«

Nicdersch'csSseher Knappschaftsvcrcin in Waidenburg I. SchL,

Siegerländer Knappschaftsverein in Sieben,
Unterharzer Knappschaftsvcreiu iu Goslar,

Rhein *cher Knappschaftsverein in Bettel,

Lahn-Knappschaftsverein in Weilburg (Lahn).

Stoiberger Knappschaft*vereia hl Möre. Rheinland,
Karlinger Knappscbaftsverein in Karlingen«
Kleinrosse'ner Knappschaftsverein iu Kleinrossein,
Kreuzwalder Knuppschaftsverein in Kreuzwald,

Rfibeländer Knappschaftsverein in Blankenburg n. Harr.

A's VValilausvveis gilt die Versichemngskai te der Reichs*

Versicherungsanstalt für Angestellte.

Der Kampf der Angestellten der Alleemeinen Ortskranken¬

kasse Hamburg um die Anerkennung des Tarifvertrages* Ob-

wohl die Tarifgemeinschaft zur Regefnng der Gehalts- und An¬

stellungsverhältnisse für die Angestellten und Hilfsarbeiter der

Ortskrankenkassen, e. V., Sitz Dresden, und dem Zentralvcrb oid

der Angestellten, Berlin, für das Jahr 1921 demnächst abgelaufen

ist, sind bei vielen Kassen dic Verhandlungen aber die Durch¬

führung derselben noch nicht zum Abschluß ge'angt Viele

Obcrversicheruugsämter haben den auf Orund der Tarifbesüm-

mungen erforderlichen Aenderungen der Dienstordnung die Ge-

aehmigang unter Hinweis aui das Sperrgesetz und den § 358

Absatz 3 RVO. versagt, dic neuen arbeitsrcchtlichcn Bestim¬

mungen des Artikels 1(>5 Absatz 1 der Reichsvcrfa*snng sowie

des R 1 der Verordnung der Volksbeauftragten vom 23. Dezem¬

ber 191 s über ««Tarifverträge41 Jedoch außer acht gelassen. Viel¬

fach ist auBerdem die Ausnahmebestimmung des $ l Absatz 2

jes Sperrgcsctses ni^ht beachtet worden. Nach der von den

Oberversicherungsärntern bisher geübten Praxis scheint die Auf*

lassung gerechtfertigt zu sein, dafl die Altgestellten der Kranken¬

kassen nur Burger minderen Rechts sind. Unsere Hamburger

Kollegen sind dagegen anderer Meinung und haben nach mo»

aatelangem Kampf einen vollen Erfolg zu verzeichnen«

In Hamburg wurde um die Genehmigung der Dienstordnung

ein hartnäckiger Kampf mit dem OVA« und dem Senat geführt,

um die Bestimmungen des Tarifvertrages in dic Dienstordnung

hineinzubringen. Es verlohnt sich, auf die Schwierigkeiten

»es Kampfes etwas näher einzugehen.
Als nach Abschluß1 der Beratung ober Ke Aenderuiw der

Dienstordnung /wischen dem Vorstand und dem Betriebsrat«

Ausschuß und Vorstand der k der beantragten Aenderung

der §$ 2 und 10 der Dienstordnung — Gruppelteinteilung und
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Peseltfnngsnrdnnng — sngesthnml hatten, wurde die Genehmi¬

gung am lö. Mai 1921 beim OVA. beantragt. Schon am 13. Mal

1921 wurde vom Versicherungsamt Hamburg über d

0«wlif)krttK»n der Augestel , Uc ia die e nen Qrupl
ingerelht werden sollen.

Auskauft cingefordert Dem wurde \ trstandsscitig en roclien«

Die Uenchmigur.g der Dienstordnung wurde je du -':: V

f'igung des OVA. vom IS. Juni 192\ versagt weil

die schon gegenwärtig geltenden Gehaltssätze entgegen den

Vorschriften des fiir auwe ar erklärten Sperrgesetzes die

Bezüge gleichw eftlger äffe l clier Beamten and Angestellten
übersteigen.

Geren diesen Beseheid wurde nach $ MB Absatz 4 RVO

Sias Rechtsmitte! der Beschwerde beUn Senat der Freien und

Ifansestsdt Hamburg einrelegt Hervorgehoben wurde hierbei,

ttaß der vom Ausschuß der Kaase beschlossene besotdungsptan

nur c^n Anpassen an die abgeschlossene Tahigcmeinschaft be-

ueuie und dal d.e Wirkung der Tarifverträge nach § 1 der Ver¬

ordnung vom 23. Dezember 191h — RGBl. 1456 — bindende

(ieltang fiir die Beteiligten habe. Dic Einteilung der Auge-

stellten in die verschiedenen Gehaltsgruppen auf Grund der

Omen angewiesenen Aufgaben sei retchstarMUch geregelt und

demnach dem Einfluß des Vorstandes eii»er einzelnen Kasse

cutzogen. Der Kassen vorstand wies ierner daraui hm. daß das

\uni OVA. für anwendbar erklärte Sperrgesetz aui die Ange¬

stellten nicht zutreffe und lügte einige dahingehende (iutachten

der Reichsmuiisterien dtrs Innern und der Justiz bei

Am 6. August d. J. iand dann eine Besprechung zwischen

einem Vertreter des Senats und je einem Mitgliede des Vor¬

standes, der Verwaltung und des Betriebsrates statt. Von dem

Vertreter der Angestellten wurde darauf hingewiesen, daß die

Rek^isvcrsichcrungsordnung einen Unterschied mache zwischen

«Deatntoi und Angestellten, die Dienstordnung nur für Angestellte

aufzustellen sc. für die Beamten gelten die allgemeinen Be-,

amtcnbestiiumangen. Das SperrgesetS könne auf die Auge-

Stellten der Kasse nicht angewendet werden, weil es sich nur

auf Beamte und Lehrer beziehe. Da bei der Kasse kein Be¬

amter beschäftigt ist. lehnen die Angestellten der Allgemeinen

Ortskrankenkasse mit aller Entschiedenheit ab. ihnen dic Be-

nmteneigenscfaaft beumlegen. Die Bestimmung des >; 355 Ab¬

satz 3 RVG. könnte auf die Angestellten der Allgemeinen Orts¬

krankenkasse Hamburg keine Anwendung finden, weil bereits

Im vorigen Jafn-c durch das OVA. festgestellt worden sei, daß

die Zahl der Angestellten nicht im auffälligen Mißverhältnis

na ihren Aufgaben stehe. Die Zahl der Angestellten habe sich

trotz des erweiterten Auigabcukrciscs der Kasse nicht ver¬

mehrt, sondern vermindert; dic Besoldung könne als unange¬

messen hoch nicht bezeichnet werden, da iür die Festsetzung

der Besoldungsordnung die Miadesttarifsätze zugrunde gelegt

Seien, mithin entfalle der fiir die Verengung der Genehmigung
v Ichtige Grund.

Die Entscheidung des OVA« wurde darauf vom Senat am

20. Augusl d. J. aufgehoben, jedoch die Sache zur nochmaligen

Ptfifung und Entscheidung an das OVA. zurückverwiesen mit

jdem Hinweis,

»daB die strittige Präge, oh die Angestellten der Allgemeinen

OrtskraukeokasK als ««Beamte94 im Sinne des Sperrgesetzes

anzusehen seien, unentschieden bleiben könne, da zweifellos

das OVA. auch ohne Rucksicht auf das Sperrgesetz berufen

ist« bei der ihm nach $ 355 RVO. übertragenen Nachprüfung

und Entscheidung, ob die Besoldung der Kassenangestellten

in auffälligem Mißverhältnis zu ihren Aufgaben steht, zum

Vergleich die vom Reich iür seine Beamten und Angestellten
ftir gleichartige Tätigkeit als angemessen erachtete Besoldung

heranzuziehen; hierin hegt keine unzulässige Selbste.n-

schränkung des Sdbttvcrwaltangsrecbtes der Kasse.4'

7k diesem Senatsbescheid nahmen die Angestellten in einer

Betriebsversammlang am 25. August 1921 Stellung. Hier wurde

durch eine Entschließung zum Ausdruck gebracht, daß bei einer

Weiteren Verschleppung die schärfsten gewerkschaftlichen

Kampfmittel in Anwendung gebracht werden müßten. Noch am

gfcicbea Tage ersuchte das OVA. den Kassenvorstand,

«»anter Berücksichtigung der vom Senat gegebenen Richt¬
linien um Herbeiffihrnug e ner Beschlußfassung darüber,

a) welche Gehaltssätze iür die einzelnen Oruppen fest¬

gesetzt werden sollen,

b) wie hoch die Teuerungszulagen ftir die einzelnen Ange¬
stellter sich belaufen sollen,

c) wie groß die Zahl der in den einzelnen Gehaltsklasscn
einzuordnende;; Beamten und Angestellten sein soll.

An demselben Tage wurde den OVA. die Höhe der Teue¬

rungszulagen mitgeteilt mil dem Ersuchen, trotz des Senats«
bescheides die H 2 und 10 der Dienstordnung In der Passung
des Aussei)uSbeschlusses vom (>. Mai 1921 zu genehmigen. Nacl;

einer kurzen Vorbesprechung des Kollegen Oiebel mit dem

Direktor des Oberversichcrungsamts fs d dann < .ne Verhand¬

lung mii dem V rstand, de- Verwaltung und dem Betriebsrat

der K\ e 8ta1 In der die Dringlichkeit >s \bschlusses der'

j Angelegenheit besonders betont wurde. Nunmehr wurde durch

Beschluä des OVA« vom 29. \ugUSt 1921 die Aenderung des

| in der Dienstordnung (Besoldungsplan) mit Wirkung vom

l. August if>2l genehmigt Den Angestellten wurde anluim-

gegeben, sich damit einverstanden zu erklären, daß die ab

I. Januar If2l auf Orund des Tarifvertrages geltenden Bezüge

als besondere Zulage gewährt würden. Das wurde von der

Kolfegeoschaft abgelehnt und restlose Anerkennung nach dem

Tarifvertrag gefordert« Der Kassen vorstand legte seinerseits

en den am 29. August erfolgten Beschluß des OVA, erneut
das Rechtsmittel der Beschwerde ein. Der Senat wurde ge¬

beten, die vom Vorstand und Ausschuß beschlossenen Gehalts¬

sätze und Teuerungszulagen |a vollem Umfange ab 1. Januar

192! zu genehmigen und ebenfalls die Genehmigung der bean¬

tragten Qruppencinteilung (§ 2 der Dienstordnung) vorbehaltlich

einer späteren Nachprüfung der Zahl der den einzelnen Gruppen

zugewiesenes Angestellten za verfügen.
Die Beschwerde wurde vom Senat am gleichen Tage als

unbegründet zurückgewiesen und das OVA. ersucht,

dic in dem angefochtenen Bescheid noch vorbehnltenea Eut-

scheiduugen über die Teneruugszuschläge« dic Kinderzuschläge,

die Einstufung der Angestellten in die einzelnen Oruppen und

die Eioffihrung der Pensions*HinterbliebeneRversicherttng mit

möglichster Beschleunigung za tief ien.

Nach diesem Bescheid schien der Streik unvermeidlich. Die

für die Durchführung des Kampfes erforderlichen Maßnahmen

wurden bis ins kleinste vorbereitet und dann zum letztenmal

versucht, die Genehmigung der Dienstordnung auf schiedlich-

friedlichem Wege dur ch zusetzen.
Den Bemühungen der Verwaltung und des Betriebsrates

gelang es, in letzter Stunde vor «fft zuständigen SenatsabteHuttg
eine Verhandlung zustande zu bringen und hier noch einmal auf

die schwerwiegenden Folgen eines Streiks im Krankenkasse«»

betrieb hinzuweisen«
Mit der am 7. September 1921 erfolgten Genehmigung der

Dienstordnung durch das OVA. wurden die beantragten Acrnle-

rungen ab I. August 1921 unter Vorbehalt des Nachpr.iiurgs-

rechts über die Zahl der für die einzelnen Oruppen in Frage

kommenden Angestellten anerkannt mit der Maßgabe« daß

die auf Grund des T a r : f v e r t ra g e s für das J a b r

192 1 und des Ausschußbcschlusses vom 6. Mai 1921 sich

ergebenden Bezüge als Erffillungsznlngen fiir die Zeit vom

1. Januar 1921 bis zum 31. Juli 1921 zur Auszahlung gelangen.

Damit war auch die Bewegung zum Abschluß gelangt, der

Wille der Angestellten, ihre Lohn- und Arbeitsverhältnisse durch

Tarifvercinbartmgen zu regeln, durchgeführt und die Anwend¬

barkeit des Sperrgesetzes für dic Kassenangestellten Hamburgs

gefallen.
Der Geschlossenheit der Kollcgenschaft, ihrem festen Willen,

die freigeWCIfcachaftischen Grundsätze anzuwenden und an der

dem freien Angestelltenrecht dienenden Tarifgemeinschaft lest«

zuhalten, »s: dieser Erfolg zuzuschreiben.

Der gewerkschaftliche Geist unserer Hamburger Kollegen
zeigt sich vor allem darin, daß von 76(> im Betrieb beschäftigten

Angestellten 759 im Zentralverband organisiert sind.

Gaufachgruppenkonferenz der Krankenkassenangestellten der

Provinz Pommern. Am 13. November nahmen dic Kranken-

kassenangestellten Pommerns zum Sperrgesetz bzw, suf Frage

der einheitlichen Besoldung Stellung. Vom Hauptvorstand war

Kollege Brenke anwesend. Einheitlich wurde von den An¬

wesenden dic Meinung vertreten, daß die Verfügung vom 13. Ja¬

nuar 1921 keine rechtliche Grundlage habe. Demzufolge lehnten

die Kollegen einstimmig jede Anwendung des Sperrgesetzes, aber

auch lade Anwendung der Beamtenbcsoldung auf die Kranken¬

kassenangestellten ab und erklärten s:ch dahin, auf alle Fälle an

dem bestehende}! Tarifverträge festzuhalten. Wenn aui der

Krankeukassentagung ia Hannover von eine; Anlehnung der Be¬

sage der Krankenkassenangestellten an die Beamtenbesoldung

die Rede gewesen ist, so kann und darf nach Meinung der Kon«

ferenzdie Beamtenbesoldung höchstens ais Richtlinie fiir die Ver«*

handlangen be. Vereinbarung bezirklieber Gehaltsregelung dienen«

Jede ausdrückliche Bezugnahme auf die Besoldungsordnung

würde von den Versammelten verurteilt werden. Zur Verhand¬

lung stand weiter ein Antrag des Oberversichcrungsamts Stettin

bzw. der drei Oberversicherungsämter Pommerns nnd des OV \.

Schneidemühl auf Schaffung einer einheitlichen Prüfungsordnung,
Hierzu lag folgender Sachverhalt vor: Im August 1921 war

seitens des UnterVerbandes für die Krankenkassen Pommerns

mit der Gaule lung des ZdA. eine Prüfungsordnung ffir die Orts*

krankenkassen vereinbart Worden. ,Es wurde nun seitens der

vorgenannten Oberversichcrungsümier gefordert, eine einheit¬

liche Prüfungsordnung, die auch für die Landkrankenkassen«

angestellten gelten soll, zu schaffen, die u. a. die Mltwi kung

der Oberversicherungsämter vorsieht Bei der Besprechung

kam folgendes zum Ausdruck: Grundsätzlich lehnen die Kollegen

jede Prüfungsord lang ab. Wenn aber eine solche nicht za in

gehen ist. so kann sie nur zwischen Krankenkasse einerseits

und den Angestel i ändert verei hart werden. Jede
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MitwÜ&ung Jv.r Überversichern» :s&mter lehnen die Angestellten
von vornherein als nngesetsHch ab. Eine entsprechende Ent-

Schließung fand einstimmige Annahme. Weiter hatte sich die

Konferenz mit dem eigenartigen Verhalten des Direktors des

OVA« Köslin, Oeheimra! Dictze zu beschäftigen. Bezeichnend

für seine Stellungnahme ist, daß er den Krankenkassen mitteilt,

er wäre bereit, eine Eingruppierung nach Gruppe 2—6 gutzu¬

heißen. Bei der Besprechung mit den Geschäftsführern sagte

er anlftngst: „die Vorstände hatten Ja doch nichts zu sagen* und

ähnliches. Wenn man diesen Standpunkt des Herrn Dictze und

dazu das Bemühen der Oberversicherungsümter, jetzt auch einen

Einfluß auf die Prüfungen zu bekommen, sich vor Augen hält,

so sollte jedem Kollegen klar sein, welch ungeheure Ocfahr es

nicht nur für die Krankenkassenangestelitcn, sondern auch für

die Krankenkassen als Selbstverwaltungskörper bedeutet, wenn

Kassenvorstände und auch einzelne Angestellte immer wieder

mit der Idee spielen, die Beamtenbcsoldungsordnung schematisch

einzuführen und dadurch sich immer mehr der Rechte als freie

Kassen bzw. als freie Kassenangestellte zu begeben. Es ist zu

fordern, daß Kassen und Angestellte mit allen ihnen zu Oebotc

stehenden Mitteln gegen die Uebergriffe besonders der Ober-

vcrsicheri.ngsämter Front machen. Inwieweit dies gegenüber
dem Herrn Dietzc auf der Konferenz geschah, geht aus nach¬

folgender Entschließung hervor:

,Xhc Ablehnung des Oberversicheruugsamtes Köslin, In Ver¬

handlungen mit den in Frage kommenden Verbänden wegen

Anerkennung des Tarifvertrages zu treten, wird auf das Ent¬

schiedenste mißbilligt und einstimmig gefordert, daß solche Ver¬

handlungen in Kürze stattfinden, andernfalls sich die Verbände

beschwerdeführend an den Minister wenden werden.44

Deutschnationale Lügen. Der Deutschnationale HandJungs-

gehilienverband brachte im Mai 1921 in seinem Leipziger Blätt¬

chen, genannt „Nachnchtenblatt des Kreises Leipzig44« einen

Bericht über angebliche Mißstände bei der Ortskrankenkasse

Leipzig-Stadt Später brachte die „Deutsche Haiuielswachf,

Nr. IS vom 18. Mai 1921« folgenden Aufsatz:

..Bestrafte Ausbeuter. Es war einmal eine Kapi¬

talistenfirma, dic nur noch mit Millionen rechnete. Aber die Ge¬

walthaber — wie echte Kapitalisten und Bourgeois es nun einmal

su sein pflegen — waren schändlich knickerig. Die Gehälter be¬

liefern sich selbst für verheiratete Leute manchmal nur bis zu

78 Mk. wöchentlich. — Die Firma mußte abbauen, besonders bei

den Gehältern (Kapitalisten und Bourgeois tun das gerne). Des¬

halb wurden Kündigungen voigenommen. 32 Leute mußten

fliegen. Ijeute, die z. B. fünf Jahre uud mehr im Betriebe

waren. Darunter befanden sich ein unverheirateter, 27 verhei¬

ratete und 4 weibliche Angestellte. 58 weitere Aushilfskräfte

durften bleiben. Zu neun Zehnteln waren das — zufällig — junge
Mädclicr. Der Betriebsrat — es gibt bekanntlich solche und

solche — war der Ansicht, daß diese Lösung ausgezeichnet sei

und keine große Härte bedeute. — Die gekündigten Angestellten
waren merkwürdigerweise anderer Ansicht und wandten sich an

den DHV.. obwohl sie von der Firma, die den DHV. scheut, mit

sanftem Zwange einem anderen, schmiegsameren Verbände zu¬

geführt worden waren. — Die Sache kam vor den Schlichtungs-

ausschul! und dieser fällte einstimmig das Urteil, daß die Kün¬

digungen unzulässig seien. Aber was quälen sich ausgekochte

Kapitalisten um Schiedssprüche. Der Dcmobilmachungskommissar
erklarte den Schiedsspruch nicht für verbindlich, und so lagen die

Gekündigten zunächst auf der Straße. Aber der DHV. erwirkte

einen zweiten Schiedsspruch, demzufolge die Firma an zwölf

entlassene Angestellte insgesamt 31 890 Mk. auszahlen sollte- Die

Firma wandte sich wie ein Regenwurm, aber es half Ihr alles

nichts, sie mußte zahlen — und zahlte.

Und wer ist die noble Firma? Damit der Leser nicht er-

Schrickt wollen wir es erst auf der nächsten Seite sagen: Es ist

die Allgemeine Ortskrankenkasse für die Stadt Leipzig, deren

Vorstand sich aus Unabhängigen. Spartakisten und ähnlichen

Herrschaften zusammensetzt. Und der tüchtige Betriebsrat be¬

reit aus führenden Zentralverbändlern.44

Als dann die alldeutschen Hakenkreuzler (Dcutschnationaler

Handhingsgchilfenverband) dazu übergingen, in der gemeingefähr¬
lichsten Art aus einem l.ügenhericht Kapital zu schlagen, erhielten

sie vom Betriebsrat, der sich in der Mehrheit aus Gegnern des

Zentralverbandes der Angestellten zusammensetzt, die nachste¬

hende Berichtigung:
Jß er Ich ti gung: Unter Bezugnahme auf § f> des Preß-

gesetzes ersuchen wir Sic, in der nächsten Nummer Ihres Nach¬

richtenblattes des Kreises Leipzig zu dem Artikel „Die Orts¬

krankenkasse. die Brutstätte des ZV. und der USPD. als Heil-

yerkünderin des vorkriegszeitlichen Kapitalismus4 an derselben
Stelle folgende Berichtigung aufzunehmen:

1. Es ist unwahr, daß sich, der Betriebsrat aus iuhrenden
Zentralverbändlern zusammensetzt.

Wahr ist dagegen, daß von den acht Mitgliedern des Be¬

triebsrats der Ortskrankenkasse drei im ZV. organisiert sind,
ledoch im ZV. keine führende Stelle einnehmen.

2. Es ist unwahr, daß sich der Betriebsrat mit der Kündigung
von 32 Arbeitskräften einverstanden erklärt hat.

Wahr ist dagegen, daß für 12 Hiifsaiigestclltc die Zustim¬

mung des Betriebsrates zur Kündigung erteilt worden ist.

3. Es ist unwahr, daß die gekündigten Aushilfskräfte sämtWdf
kaufmännische Angestellte waren.

Wahr ist dagegen, daß die Mehrzahl der endassenen Hitfs-

kräfte aus nicht kaufmännisch vorgebildeten Personen, wie z. B«
Lithographen, Packern usw. bestanden hat.

4. Es ist unwahr, daß irgendein verheirateter Aushilfsange¬
stellter im Jahre 1920 mit 78 Mk. wöchentlich bezahlt worden ist

Wahr ist dagegen, daß die Aushilfskräfte vom Januar bis

April 1920 je nach ihrem Familienstand ein Gehalt von 8160 bis

9580 Mk.. vom Mai bis August 1920 ein Gehalt von 10 965 bis
11925 Mk., ab September 1920 ein Gehalt von 11850 bis 12 570

Mark bezogen haben.*4

Der Deutschnationale Handiungsgehilfenverband hat wegetf
des Formfehlers, daß statt auf § 11 auf § 6 des Preßgesetzes
Bezug genommen wird, die Aufnahme abgelehnt So die Tat¬

sachen. Der DHV. wußte, daß die von ihm aufgestellten Bchaup-
hingen Lügen sind. Er besitzt aber dennoch die Frechheit, diesen

Lügenbericht wider besseres Wissen durch Preßbureaus Im ganzen

Reiche in allen alldeutschen Amts-, Pastorenblättchcn usw. weiter

verbreiten zu lassen.

Dieser Schwindel wurde selbst einigen Leipziger DHV.-Be*

triebsratsmitgliedern zuviel, die Gelegenheit nähme», der Sache
auf den Grund zu gehen. Sie bekamen zunächst einmal von denf
Schreiber des Schmutzartikels namens Sube die „Belehrung41, dal
ihnen dic Richtlinien über Aufgaben der Betriebs- bzw. Ange¬
stelltenräte keine Handhabe geben, gegen unsere (DHV.) Ausfüh¬

rungen in unserem Monatsblatt über die Mißwirtschaft In der Ge¬
schäftsführung der Leipziger Ortskrankenkasse Einwendungen zu

erheben. Unter anderem wurde dann die „gute Belehrung*4 er««

teilt, gegen den Zentralverband zu wirken und sich für dic DHV.*
Ausführungen einzusetzen. An diesem Beispiel kann gleichzeitig
erkannt werden, wie mit DHV.-Mitgliedern umgegangen wird,
wenn sie die „DHV.-Atifklärungen44 stören.

Obwohl dem DHV. bekannt ist, daß sich in dem aus 8 Per*
sonen bestehenden Betriebsrat nur 3 Mitglieder des Zcntralver¬

bandes der Angestellten befinden, behauptet er, der tüchtige Be¬

triebsrat bestehe aus führenden Zentralverbändlern. Als einige
seiner Mitglieder den DHV. auf diesen von ihm behaupteten
Schwindel aufmerksam mächten, erklärte er in einem Briefe:

„Es stimmt wohl, daß sich der Betriebsrat in der Ortskran-
kenkasse aus 3 Zentralverbandsmitgliedern und 5 Mitgliedern des
Verbandes der Versicherungsbeamten zusammensetzt Wir
können aber zwischen diesen beiden Verbänden keinen Unter¬
schied machen, da das Zusammengehen beider Verbände in allen

sozialpolitischen, wirtschaftlichen und politischen Fragen gewähr¬
leistet ist.44

Eine Entgegnung, ein faustdicker Schwindel. Zur Aufklärung
soll zunächst bemerkt werden, daß es sich um den Bund deutscher
Krankenkassenbeamten und nicht um den Verband der Versiche¬
rungsbeamten handelt. Der Bund deutscher Krankenkassenbe¬
amten ist ein Gcsinnangsverwandter des DHV. Es ist bezeich¬

nend, daß in geeigneten Fällen selbst die eigenen Gesinnungs¬
freunde des DHV. für seinen Schwindel herhalten müssen.

Zum Schluß empfehlen wir dem DHV., sich etwas mit den
Grundsätzen der Moral vertraut zu machen. Büchner sagt dar*
über sehr gut wie folgt:

„Die Moral, wie alles, was der Mensch besitzt, ist nichts An¬
geborenes, Ursprüngliches, sondern Gewordenes, allmählich und
langsam mit dem Fortschritt und durch denselben Entstandenes,
Sie beruht fast ausschließlich auf dem Prinzip der gesellschaft¬
lichen Gegenseitigkeit. Daher wird das beste Moralitätsgesetz*
was sich denken läßt, durch den Spruch ausgedrückt: „Was du
nicht willst, das man dir tu, das füg auch keinem andern zu."

Ergänzt man denselben durch den weiteren: „Was du willst, das

man dir tue, das tue auch anderen'4, so hat man die ganze Moral
und ihre Forderungen und Vorschriften besser und einfacher In
der Hand als alle Religionen der Welt oder die dickleibigsten
Lehrbücher der Ethik uns dieselben lehren können.4'

Da das dem DHV. ein Buch mit sieben Siegein sein wird«
wird er also nach der Methode des Reichslügenverbandes weiter
arbeiten.

Zum Schluß soll dem DHV. noch gesagt werden, daß sich die

Zentralverbandsmitglieder des Betriebsrates gegen die ausge¬

sprochenen Kündigungen gewandt hatten.

DHV. und Steuerwald. Der Nachruf und die LobhndelunCi
die die gesamte bürgerliche Presse dem ehemaligen preußischen
Ministerpräsidenten und Führer des Deutschen Ocwcrkschafts-
bundes. Adam Stegerwald, widmet, beweist am besten, wie gut
er die Geschäfte der Reaktion und der Unternehmer besorgt aar.

Den Angestellten der Krankenkassen Ist er besonders feindlich

gegenübergetreten dirch seine berüchtigte Verordnung vom

13. Januar 192L durch die er das sogenannte Sperrgesetz, das

für die Beamten geschaffen war, auch auf sie ausdehnte un<A
ihnen das Recht auf Abschluß eines freien Tarifvertrags nehmen

wollte. Diese Verordnung stellte einen Fingriff in das Selbst-

ver\va!umg-recht der Krankenkassen und einen Verstoß geeeg

den § 359 RVO., also einen glatten Rechtshruch dar. j
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Trou unseres lebhaften Protestes und des eingeholten Gut¬

achteis des Reichsjustizniin sters. das einwandfrei entschied, daß

Krankenkasse..angestellte nicht unter das SperrgesetZ fallen, ist

es uns bis heute nicht gelungen, den unheilvollen Erlaß StCger-
walds sn beseitigen. Die Kollegen bei den Krankenkassen hän¬

gen In begUg auf ihre Entlohnung usw. nun bald cn Jahr voll-

Ständig m der Luft. In den Krankenkassen sind unhaltbare Zu¬

stände eingetreten. Der volkswirtschaftliche Schaden, der dar¬

aus erwächst, ist riesengroß. Der Zweck der ganseu Uelring

aber ist der, den unter den Krankenkassenangstclltea beson¬

ders regen freigewerkschaftlichea Geist durch Knebelung mund¬

tot zn machen. Kann man nach alledem de Begeisterung der

Arbeitgeber Bettungen tür ihren Schrittmacher verstehen.

so mnß das Verhalten des Dcutschnationalen Handlungs-

gehflfcnverbandes (DHV.) auf einen nicht Eingeweihten

befremdend wirken. In der Nr. 37 der ..Deutschen Handels-

jrpchT macht der DHV. Herrn Stegerwald geradezu zu einem

Nationaihcldcn. Er Überschlägt sich bald vor Stolz über die

Ehre, die ihm Herr Stegerwald durch seine Anwesenheit auf

seinem Essener Parteitag erwiesen hat. Für uns ist ein solcher

Erguß Ja nichts Neues mehr; haben wir ia von den beiden Ver¬

tretern Thiel und Lambach. Mitgliedern der Deutschnationalen

Volkspartei und der Deutschen Volkspartei, bereits des öfteren

Proben von der Richtung, in der der DHV. segelt, erhalten.

In seinem blinden Haß gegen den ZdA. findet von seiner

Seite alles, was von der Reaktion und den Unternehmern gegen

den frtigewerkschaftlichen Gedanken unternommen wind, leb¬

hafteste Zustimmung und Unterstützung.

Wie da die Interessen der Angestellten vertreten wer¬

den sollen, kann man sich nicht recht vorstellen.

Es Ist der Selbsterhaltungstrieb des DHV., der ihn mit

Rechtsbolschewisten und Schwerindustrie in dasselbe Hörn sto¬

ßen läßt; täte er das nicht, sondern triebe er reine Ange-

stcl'tenpotitik« so müßte er d.e freigewerkschaftlichen Grund¬

sätze anerkennen und hätte damit natürlich seine Ueberflüssig-

keit erwiesen. E. D.

Fachkurse der Krankenkassenangestellten in Bremen. Einem

fange gehevrten Wunsche der Kollegen entsprechend, durch

fachtcchnische Kurse und Erörterungen der strittigen Fragen

ip der Peichsversicherungsordnung ihre Kenntnisse und ihr

Wissen zu erweitern, sah sich die hiesige Fachgruppenleitung

Jn Verbindung mit dem Betriebsrat veranlaßt, in diesem Winter¬

halbjahr vor'äufig einen allgemeinen Kursus, welcher sich auf

16 Wochen mit 32 Vortragsabenden erstreckt, einzuführen. Als

Leiter der Kurse haben sich 14 Kollegen zur Vertagung gestellt.

Die Kurse finden in den Schulräumen des alten Ovmnasiums

Statt. Iu Jeder Woche wird derselbe Vortrag zweimal ge¬

halten, da die gesamte Hörerschaft zwei Abteilungen bildet. Am

Schluß des Vortrage* werden Fragen von dem Vortragenden

beantwortet. Die Gliederung des Stoifes bewegt sich in dem

Rahmen des vom Kollegen M. Nordmaun. Hamburg, gezeich¬

neten Aufsatzes in der „Volkstümlichen Zeitschrift44 vom

29. Juni 1921.

Als Ziel dieser ersten Vortragsreihe ist die allgemeine

Pnrchblldunc der «\0l)egenschaft an Hand der Krankenversiche¬

rung In Verbindung mit der Satzimg gedacht, um als Grundlage

zu dienen iur die weitere spezialiuchliche Aushl ^ung in den

to'genden Jahren. Das rege Interesse und der fleißige Besuch

aller Beteiligten gibt SU den besten Hoffnungen Anlaß.

Oberschiedsgeriebt In der Sitzung des Oberschiedsgerichts

vom 18. November 1921 gab vor E ntntt in dic Verhandlungen

der unparteiische Vorsitzende. Herr Geheimer Regierungsrat

Hausmann, folgende Statistik bekannt:

Beim Oberschiedsgericht waren bisher 254 Streitfälle an-

h3nrlg, davon wurden 208 Fälle erledigt und 46 Fä'le blieben

unerledigt bzw. wurden vertagt. Von den 208 erledigten Streit¬

fallen wurden entschie 'en zugunsten der Angestellten 51. teil¬

weise zugunsten der Angestellten 9, zuungunsten der Angestellten
69. dnreh Zurücknahme oder Vergleich 54, durch Zurückver-

weteuug 7 und wegen Unanständigkeit I Päl!e,
«j—¦——¦———¦—i—¦— ii ' ¦ i ¦ — ¦¦¦«¦_¦¦———

Rechlsprcchiinjr.
$8 lie. 165 RVO. Anrechnung von Ruhegehalt auf versiche¬

rungspflichtiges 1 inkommtn. Entscheidung des Obcrversiche-

rangenmts Berlin vom 21.Dezember 1920. (Nr. III. B. K. 865f20.)
Gründe: Der Beschwerdeführer Ist bei der Reichsbank

ah kaufmännischer Allgestellter beschäftigt und zwar hat er nach

dem geltenden Tarifvertrag eine jährliche; Besoldung von 18 750

Mark zu erhalten, auf die jedoch nach 8 20 des Tarifvertrages

setn Ruhegehalt von 4554 Mk., das er als pensionierter Elsenbahn-

assistent erhält, in voll - Höhe anzurechnen ;>t. Die Allge¬

meine Ortskrankenkasse B. vertritt den Standpunkt, d.»ü infolge

der Anrechnung des Ruhegehalts auf die tarifmäßige Besoldung

diese um die Höhe des Ruhegehalts herabgesetzt sei und, da nach

Abrechnung des Ruhegehalts dtr tatsächliche Arbeitsverdienst

des Beschwerdeführers niedriger als 15000 Mk. sei. iur den Be¬

schwerdeführer die Versicberungspflicht bestehe und fordert die

Zahlung der Kasscnbeiträge. Der Beschwerdeführer, wie sein9

Arbeitgebern!, die Reichsbank, vertreten den gegenteiligen Stand¬

punkt.
Das Versicherungsamt der Stadt Berlin hat durch Vorent¬

scheidung vom 25. Oktober 1920 den Beschwerdeführer für ver*

slcherungspflichtlg erklärt.

Gegen diese Vorentscheidung hat der Beschwerdeführer

rechtzeitig Beschwerde eingelegt und beantragt, seine Tätigkeit
bei der Reichsbank für versicherungsfrei zu erklären.

Die Allgemeine Ortskrankenkasse hat Zurückweisung der

Beschwerde beantragt.
Auf die Vorentscheidung des Versicherungsamts, wie auf die

von den Parteien zu den Akten gereichten Schriftsätzen wird

Bezug genommen.

Da dem Beschwerdeführer, wie von seiner Arbeitgeberin aus-

drücklich bestätigt wird, nach dem Tarifvertrage ein Entgelt is

Höhe von 18 750 Mk. zusteht« so hat sich das Oberversicherungs¬

arnt den Ausführungen in der Vorentscheidung des Ver¬

sicherungsamts nicht anzuschließen vermocht. In vor¬

liegendem Falle wird das Ruhegehalt nicht; wie sonst

vielfach der Fall, neben dem Arbeitsverdienst gezahlt, so

daß das Ruhegehalt bei Feststellung der Höhe des Arbeitsver¬

dienstes, wie durch ständige Rechtsprechung anerkannt, nicht

dem tatsächlichen Arbeitsentgelt hinzugerechnet werden kann,

sondern hier bildet das Ruhegehalt eine Art der Zahlung des

tarifmäßig festgesetzten tatsächlichen Arbeitsverdienstes, dessen

Höhe in keiner Weise durch den Empfang des Ruhegehalts be¬

rührt werden soll. Daß der tatsächliche Arbeitsverdienst des

Beschwerdeführers 18 750 Mk. und nicht etwa 18 750 Mk. weniger
4554 Mk. (Ruhegehalt) beträgt, erhellt auch schon daraus, daß

die Arbeitgeberin verpflichtet wäre, das tarifmäßig festgesetzte
Gehalt von 18 750 Mk. dem Kläger in voller Höhe zu zahlen, auch

wenn die Pension In Fortfall kommen würde. Die Anrechnung
des Ruhegehalts auf den tarifmäßigen Arbeitsverdienst stellt hier

nichts anderes dar als eine besondere Art der Verrechnung, deren

Wirkung, ebenso wie die des § 20 des Tarifvertrages dahin geht,

daß sie einem Ruhen des Ruhegehalts während der Tätigkeit des

Ruhegehaltsempfängers bei der Reichsbank gleichkommt.
Da hiernach der tatsächliche Arbeitsverdienst des Be¬

schwerdeführers auf 18 750 Mk. angenommen werden muß. Ist

er als versicherungsfrei zu erklären gewesen. Der Beginn der

Versicherungsfreiheit ist nach ständiger Rechtsprechung auf den

Tag der Bekanntgabe der Gehaltserhöhung über 15 000 Mk. fest¬

zustellen, im vorliegenden Falle aiso auf den lag der Bekannt¬

gabe des Tarifvertrages vom 4. Juni 1920.

Die Entscheidung ist endgültig nach § 405 RVO.

Unfälle bei Spielereien Jugendlicher Betriebsunfälle. Rekurs-

entscheidung des Reichsversicherungsamtes vom 14. September

1921. 10. Ia 1100'21.

Gründe: Der Kläger ist, wie nunmehr unstreitig feststeht«

in der Mittagspause, in der sich die mit ihm auf dem Vorplatz

vor der Schlosserei versammelten Schlosserlehrlinge mit dem

Werfen von Steinen nach einem Ziel unterhielten, durch einen

unglücklichen Zufall von einem Stein unter dem rechten An~c

getroffen worden. Dem Oberversicherungsamt ist zwar zuzu¬

geben, daß es s ch um eine Spielerei gehandelt hat und daß

Unfälle, die sich bei Spielereien ereignen, im allgemeinen keine

Betriebsunfälle sind. Das Reichsversicherungsamt hat indessen

schon ausgesprochen, daß bei jugendlichen, kaum dem Kindes¬

alter entwachsenen Personen eine Ausnahme geboten ist

Bei ihnen besteht von Natur der Hang zur Spielerei, besonders

wenn sie. wie im vorliegenden Fall, in der Freistunde Zeit und

Gelegenheit haben. Sich mit Betriebsgegenständen mutwillig zu

beschäftigen. Um diesem Hang zu begegnen, bedarf es in ge¬

fährlichen Betrieben einer strengen Aufsicht. Fehlt sie und er¬

liegt der Jugendliche beim Spielen mit einem Betriebsgegen-

Stnnd einer Gefahr, der er durch seine Betriebstätigkeit aus¬

gesetzt war, so liegt ein Betriebsunfall vor (vergleiche Hand¬

buch der Unfallversicherung« 3. Auflage. Band I, S. 79. An¬

merkung 32 zu § 1 des Gewcrbeunfallversicherungsgcsctzes).

Diese Voraussetzungen waren auch hier gegeben. Die Lehr*

linge, die auswärts wohnten, waren gezwungen, während der

Mittagszeit sich auf dem Vorplatz vor der Schlosserwerkstatt, ,

also noch auf der Betriebsstätte, aufzuhalten. Hier befanden

sich zum Betriebe gehörige Gegenstände, Wie das Tonrohr, das

ihnen beim Steinwerfen als Ziel diente. An einer genügenden

Aufsicht fehlte es offenbar. Bei diese Sachlage muß die Be¬

klagte als entschädigungspflichtig erachtet werden, wenn der

Unfall Polgen hinterlassen hat. Jedoch steht nach den wider¬

sprechenden Qutachten der ärztlichen Sachverständigen noch

nicht fest, ob die Erblindung des Auges mit dem Unfälle ur¬

sächlich zusammenhängt. Das Oberversicherungsamt hat in

dieser Hinsicht überhaupt noch nicht Stellung genommen« Das

RVA« hat es unter diesen Umständen für geraten erachtet, ge-

maß § 1715 der RVO. die Sache zur nochmaligen Verhandlung

und Entscheidung an das OVA. zurückzuverweisen.
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